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Sibylle Saxer

Hyperaktiv, sehbehindert,mit ei-
ner Autismus-Diagnose, auf ei-
nen Rollstuhl angewiesen: Seit
2008werdenmöglichst alle Kin-
der imKanton Zürich in einerRe-
gelklasse unterrichtet. Dies vor
dem Hintergrund, dass Kinder
mit besonderen Bedürfnissen
die gleichen Ausbildungsmög-
lichkeiten erhalten sollen wie
alle anderen.

2005, als über die entspre-
chende Volksschulreform abge-
stimmt wurde, war die Zustim-
mung mit mehr als 70 Prozent
gross. Auch wissenschaftlich ist
erwiesen, dass Kinder mit be-
sonderen Bedürfnissen, die eine
Regelschule besuchen, deutlich
bessere Leistungen zeigen – und
die anderen Kinder keinenNach-
teil erleiden.

Dennoch mehrt sich die Kri-
tik. Die Klassen seien zu gross,
die Lehrkräfte überfordert. Der
Appell an die Politik, das Volks-
schulamt und die Ausbildungs-
stätten für Lehrkräfte ist klar:
Schafft Entlastung – durch das
Bereitstellen vonmehr Ressour-
cen, dieVerkleinerung von Klas-
sen, das Institutionalisieren von
Time-out-Angeboten, eine ad-
äquatere Ausbildung. Wie neh-
men die Exponenten der ge-
nannten Institutionen den Ruf
nach einer Reform der Reform
entgegen?

—Myriam Ziegler,
Leiterin des Volksschulamts
MyriamZiegler, Leiterin des Zür-
cher Volksschulamts, räumt ein,
derWechsel von zahlreichenver-
schiedenen Kleinklassen zur In-
tegration in die Regelklassen sei
eine grosseHerausforderung ge-
wesen und je nach Schule un-
terschiedlich weit fortgeschrit-
ten. «Insgesamt ist der Wandel
aber gut gelungen.» Rund 4500
Schülerinnen und Schüler, die
früher eine Kleinklasse besucht
hätten, können laut Ziegler «zu-
sammenmit ihren Freundinnen
und Freunden in ihrer Umge-
bung in der Regelklasse geför-
dert werden» – das entspreche
der Hälfte der Sonderschülerin-
nen und -schüler. «Dasweist auf
eine grosse Leistung der Volks-
schule hin.»

Handlungsbedarf sieht sie al-
lerdings durchaus. So stellt sie
zum Beispiel fest, dass die Zu-
sammenarbeit zwischen Regel-
klassenlehrpersonen und son-
derpädagogischen Fachpersonen
teilweise noch mehr be- als ent-
lastend sei. Das müsse sich än-
dern. Zudem spricht sie sich da-
für aus, dass Förderangebote
vor Ort flexibler eingesetzt wer-
den können. «Es zeigt sich, dass
Schulen, die ihre Förderlektio-
nen nicht gleichmässig auf alle
Klassen verteilen, sondern flexi-
bel einsetzen, tragfähiger sind.»

In kleineren Klassengrössen
sieht Myriam Ziegler hingegen
keinen Lösungsansatz. Erstens
sei die Klassengrösse nur ei-
ner von verschiedenen mögli-
cherweise belastenden Faktoren.
Zweitens habe derKanton Zürich
2014 die Klassengrösseninitiati-

vemit 65 Prozent Nein-Stimmen
abgelehnt. Diese sah eine maxi-
male Klassengrösse von 20Schü-
lerinnen und Schülern vor.

—Reto Luder und
André Kunz, Pädagogische
Hochschule Zürich
Auf die Frage, inwieweit die
Lehrkräfte durch den integrati-
ven Unterricht überfordert sei-
en, holt Reto Luder, Dozent der
Pädagogischen Hochschule Zü-
rich (PHZH) und Co-Leiter des
Forschungszentrums für Inklu-
sion undGesundheit in der Schu-
le, zuerst einmal aus: «Mich stört
etwas, wie das allgemein ver-
breitete Narrativ über Integra-
tion gestrickt ist.» Es heisse oft,
die Integration bringe viele neue
Aufgaben mit sich. «Das stimmt
so nicht, diese Aufgaben gab es
schon immer. Aber die Heran-
gehensweise war eine andere.»

Früher sei das Vorgehen se-
lektiv und separativ gewesen,
es seien homogene Gruppen
aus sehbehinderten, motorisch
oder kognitiv eingeschränkten
und den sogenannt normalen
Kindern gebildet worden. «Es
hat sich gezeigt, dass das viele
Nachteile mit sich bringt», sagt
Luders Kollege André Kunz, Do-
zent und Professor für Sonder-

pädagogik an der PHZH. «Die in-
tegrative Schule, das zeigen Stu-
dien aus 30 Jahren Forschung
klar, führt dazu, dass Kindermit
besonderen Bedürfnissen mehr
lernen, die besseren Jobs finden
und sozial weniger benachtei-
ligt sind.»

Beide räumen jedoch ein, dass
der Systemwechsel von der sepa-
rativen zur integrativen Schule
Herausforderungenmit sich ge-
bracht hat. «Namentlich die Be-
lastungssituation der Lehrperso-
nenmüssenwir ernst nehmen»,
sagt Kunz.DenVorwurf, den ins-
besondere junge Lehrkräfte teil-
weise äussern, in derAusbildung
seien sie ungenügend auf dieAr-
beit in heterogenen Klassen vor-
bereitet worden, lassen die bei-
den Dozenten aber nicht gelten.
«Inklusive Bildung und Integ-
ration werden heute in der Aus-
bildung zur Lehrerin oder zum
Lehrer auf jeder Schulstufe the-
matisiert.»

«Aber wir können nicht alles
auf Vorrat vermitteln», fügt Lu-
der hinzu, «alsowiemit Kindern
mit Cerebralparese, mit Sehbe-
hinderung, mit einer Autismus-
Spektrum-Störung umzugehen
ist.»Wenn eine Lehrperson dann
aber ein Kind mit Cerebralpare-
se in der Klasse habe, sei es ent-

scheidend, dass sie sich gezielt
in diesem Bereich weiterbilde.

—Christoph Suter,
Hochschule für Heilpädagogik
Christoph Suter ist Professor an
der Hochschule für Heilpädago-
gik (HFH), Inklusion –wie die In-
tegration auch bezeichnetwird –
ist eines seiner Spezialgebiete. Er
sagt: «Die Inklusionwarvon den
Schulen gewollt, dennochverste-
he ich, dass die Lehrkräfte unzu-
frieden sind. Denn man hat das
Systemgewechselt, steht aber bei
der Umsetzung erst auf halbem
Weg.» Suter stellt eine generelle
Handlungsunfähigkeit fest. «Alle
– Lehrpersonen, Wissenschaft,
Politik – wissen um die unbe-
friedigende Ausgestaltung der
gewollten Inklusion. Aber nie-
mand kann einfach eine Lösung
anbieten.»

Der HFH-Dozent sagt, im Mo-
ment gelte es, sich daran festzu-
halten, was funktioniere. Er regt
dazu an, über den Tellerrand hi-
nauszusehen. «In Norwegen, Ka-
nada, Schottland funktioniert In-
klusion schon ganz anders als bei
uns.»Dort sei es selbstverständlich,
dass auch KindermitMehrfachbe-
hinderung mit der nötigen Unter-
stützung indieRegelschule gingen.
«Ichwarsehrerstaunt,dass in einer

Schule ein Mädchen mit Trisomie
21 Klassensprecherin war – nota-
bene in einer Regelklasse.»

Damit das möglichwerde, sei
ein Umdenken nötig. «In der Re-
gel überlegen sich Lehrpersonen
zuerst, wie sie ein bestimmtes
Thema vermitteln wollen, und
erst in einem zweiten Schritt,wie
alle Schülerinnen und Schüler
mit einbezogenwerden könnten.
«Bei einem inklusiven Ansatz
muss es aber umgekehrt sein.»

Für Suter ist aber auch klar:
«Wenn die Inklusion priorisiert
wird, braucht es an anderen Or-
ten Kompromisse.» Dabei denkt
er nicht an kleinere Klassen, son-
dern eine Veränderung des Un-
terrichts. «DieArt undWeise,wie
Lernfortschritte geprüft und be-
urteilt werden,müsste zum Bei-
spielmeines Erachtens dringend
überdacht werden.»

—CarmenMarty Fässler,
Kantonsrätin (SP) und
Primarlehrerin
Die Adliswiler Stadträtin und
Kantonsrätin Carmen Marty
Fässler (SP) ist Mitglied der kan-
tonsrätlichen Kommission für
Bildung und Kultur und ausge-
bildete Primarlehrerin. Sie hat
verschiedene Kinder mit beson-
deren Bedürfnissen integriert

beschult.Unter anderem ab 2006
eines der ersten Kinder im Kan-
ton. «Es war sehr intensiv, und
wir hatten anfangs keine Ah-
nung, ob es machbar wäre. Aber
es hat sich alswertvolle und gute
Erfahrung herausgestellt – für
das betroffene Kind, die ganze
Klasse, aber auch für uns Lehr-
kräfte und die Eltern.» Das habe
sie über die Jahre immer wieder
festgestellt. Sie ist darum über-
zeugt: Inklusion ist nicht nur der
gesetzlich vorgeschriebene, son-
dern auch der richtigeWeg.

So positiv ihre eigenen Er-
fahrungen auchwaren: Carmen
Martyweiss, dass es längst nicht
immer reibungslos läuft. Und
sie findet es gut, dass Lehr-
personen, Schulleiter und Er-
ziehungsberechtigte die Politik
auffordern, für Verbesserungen
zu sorgen. «Wir Politikerinnen
und Politiker müssen den Blick
auf langfristige Lösungen rich-
ten.» Eine solche sei der Wech-
sel vom separativen zum integ-
rativen System, der vor 15 Jahren
angestossen, aber noch immer
nicht abgeschlossen sei. «Solche
Prozesse dauern lange.Aberwir
müssen auch kurz- und mittel-
fristige Lösungen ermöglichen,
die Entlastung bringen.»

Zum einen gehe es darum,
dass den Schulen genügend Res-
sourcen zurVerfügung stünden,
personell und finanziell.Manch-
mal reiche es vielleicht, eine Situ-
ation mit Schulassistenzen oder
einer Art Time-out-Angebot zu
entspannen. Dabei plädiert sie
für eine Flexibilisierung des Sys-
tems: «Es gibt keine Patentlö-
sung, sondern es geht darum, in
jedem individuellen Fall genau
zu schauen, was es zum Funkti-
onieren braucht.»

Auch Weiterbildungen und
Coachings für Lehrpersonen sei-
en entscheidend. «Damit sie für
einen bestimmten Fall konkrete
Hilfe bekommen können.» Und
auch in Bezug auf Ausbildungs-
möglichkeiten für Jugendliche
mit besonderen Bedürfnissen
sieht Carmen Marty die Politik
in der Pflicht: «Es braucht drin-
gend Ausbildungsplätze, an de-
nen die LernendenmehrZeit ha-
ben und eng begleitet werden.»

Was die Verantwortlichen zur Kritik
an der integrativen Schule sagen
Integration in der Volksschule Kleinere Klassen, mehr Ressourcen, Kleinklassen: Die Forderungen an die Politik
und die Ausbildungsstätten für Lehrpersonen sind vielfältig. Diese relativieren.
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